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2002/2004 (1. Jahrgang)

7. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Europareise“
I. Europa

1. Staatenverbund und Bundesstaat

In einem Bundesstaat haben sowohl das Gesamtgebilde (Gesamtstaat) als auch dessen Gliederungen (Gliedstaaten) Staatsqualität. Diese aber fehlt der Europäischen Union. Sie besitzt nämlich insbesondere keine territoriale Souveränität und keine Personalhoheit über die Bürger in den Mitgliedstaaten.

2. Da ist guter Rat teuer

	Europäischer Rat
	Rat der Europäischen Union

	Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten, Präsident der

Europäischen Kommission
	87 (weisungsgebundene) Minister als Vertreter ihres Mitgliedstaats

	Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwicklung fest.
	Der Rat der Europäischen Union ist das eigentliche Rechtsetzungsorgan der Gemeinschaft. Darüber hinaus kann er der Kommission die Durchführung der Rechtsakte übertragen. Er trifft ferner die für die Festlegung und Durchführung der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik erforderlichen Entscheidungen auf der Grundlage der vom Europäischen Rat festgelegten allgemeinen

Leitlinien.


3. Die Freiheit nehm’ ich mir

Hier sind die sog. vier Grundfreiheiten genannt. Dazu gehört nicht die Pressefreiheit.

4. Das Gemeinschaftsrecht

	Primäres Gemeinschaftsrecht
	Sekundäres Gemeinschaftsrecht

	Gründungsverträge der Union bzw. Gemeinschaften, nebst Änderungen

(also auch die Verträge von Maastricht und Amsterdam)
	Verordnungen

Richtlinien

Entscheidungen

Empfehlungen und Stellungnahmen


5. Halbwahrheiten

Es ist zutreffend, dass die Rechtsetzungsakte der Gemeinschaft durch die Kommission initiiert werden. Maßgebliches Rechtsetzungsorgan ist aber nicht das Parlament, sondern vielmehr der Rat.

6. Regelungsform

Es ist die Form der Verordnung zu wählen. Nur sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

7. Fehlende Umsetzung

Auch auf eine nicht fristgemäß umgesetzte Richtlinie kann sich der Einzelne berufen. Dies setzt allerdings voraus, dass die Richtlinie inhaltlich unbedingt und hinreichend bestimmt ist. Die nationale Verwaltung ist (nach der Rechtsprechung des EuGH) nämlich verpflichtet, nicht rechtzeitig umgesetzte Richtlinien zugunsten der Bürger anzuwenden.

Ist die Richtlinie aber zu unbestimmt und bedingt Ermessensausübung, so hat sie keine unmittelbare Wirkung. Dem Bürger gegenüber entsteht aber eine Schadensersatzpflicht des Mitgliedstaates, der die Umsetzung unterlassen hat.

II. Deutschland

1. Stimmensplitting

„Stimmensplitting“ bedeutet, dass der Wähler die Erststimme einem Kandidaten gibt, der einer anderen Partei angehört als deren Wahlkreisliste er seine Zweitstimme gibt.

Dieser Tatbestand ist – trotz des Wahlgeheimnisses (Art. 38 Abs. 1 GG) deshalb feststellbar, weil bei der Bundestagswahl (anders als bei der Wahl des Bayerischen Landtags) Erst- und Zweitstimme auf einem Stimmzettel abgegeben werden (vgl. § 45 BWO).

2. Der feine Unterschied

Der „Gesetzesvorbehalt“ ist die im Grundgesetz vorgesehene Möglichkeit, Grundrechte durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes einzuschränken (vgl. z.B. Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG).

Der aus dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 GG) abgeleitete „Vorbehalt des Gesetzes“ bedeutet, dass in die Rechte des Einzelnen nur auf gesetzlicher Grundlage eingegriffen werden darf.

Zitierrecht heißt, dass der Bundestag und seine Ausschüsse die Anwesenheit jedes Mitglieds der Bundesregierung (Art. 62 GG) verlangen können.

Das Zitiergebot besagt, dass bei einer vom Grundgesetz zugelassenen Grundrechtseinschränkung in dem einschränkenden Gesetz das eingeschränkte Grundrecht unter Angabe des Artikels zu nennen ist (Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG).

3. Kultur pur

Die Kulturhoheit der Länder ist in der Tat im Grundgesetz nicht verankert. Da aber das Grundgesetz von einer Zuständigkeitsvermutung zugunsten der Länder ausgeht (Art. 30 GG), liegt die Kulturhoheit deshalb bei den Ländern, weil sie im Grundgesetz gerade nicht dem Bund zugesprochen ist.

4. Bundestag und Bundesrat

Die politische Zusammensetzung des Bundestags ist das Ergebnis der Bundestagswahlen (Art. 38 Abs. 1 GG). Demgegenüber wird die politische Zusammensetzung des Bundesrats durch das Ergebnis der Parlamentswahlen in den Ländern bestimmt (Art. 51 Abs. 1 GG; vgl. z.B. Art. 14 Abs. 1, 44 Abs. 1, 45 BV).

5. Geschickt verpackt

Bundesgesetze, die das Verwaltungsverfahren zur Ausführung von Bundesgesetzen durch die Länder regeln, bedürfen der Zustimmung des Bundesrats (Art. 84 Abs. 1 GG). Sind Teile eines Gesetzes zustimmungsbedürftig, so ist es das ganze Gesetz.

Wird nun das Gesetz in ein den materiellen Inhalt regelndes und in ein zweites das Verfahren normierendes Gesetz „aufgeschnürt“, so bedarf nur letzteres der Zustimmung des Bundesrats. Gegen ersteres ist lediglich ein vom Bundestag zurückweisbarer Einspruch (Art. 77 Abs. 3 GG) des Bundesrats möglich.

6. Nicht im Alleingang

Der Vermittlungsausschuss kann vom Bundesrat (und bei Zustimmungsgesetzen auch von Bundestag und Bundesregierung) angerufen werden (Art. 77 Abs. 2 GG). Die Anrufung bedarf der Mehrheit der (derzeit 69) Stimmen des Bundesrats (Art. 52 Abs. 3 Satz 1 GG), also 35 Stimmen. Bayern allein hat lediglich 6 Stimmen (Art. 51 Abs. 2 GG). Für eine Anrufung des Vermittlungsausschusses sind daher noch 29 weitere Stimmen notwendig.

7. Steilpass

Es ist zwischen vom Bundestag beschlossenen („verabschiedeten“) Einspruchsgesetzen und Zustimmungsgesetzen zu unterscheiden. Für das Zustandekommen letzterer ist die ausdrückliche Zustimmung des Bundesrats erforderlich (Art. 78 GG). Gegen Einspruchsgesetze kann der Bundesrat den Vermittlungsausschuss anrufen und anschließend Einspruch einlegen (Art. 77 Abs. 2, 3 GG). Verzichtet der Bundesrat darauf, lässt er also das Gesetz „passieren“, so ist es zustande gekommen (Art. 78 GG).

III. Bayern

1. Doppelt genäht ...

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Bundesstaat (Art. 20 Abs. 1 GG). Das bedeutet, dass neben dem Bund (Gesamtstaat) auch die Länder (Gliedstaaten) Staatsqualität besitzen. Als Staaten haben sie (neben dem Grundgesetz als Verfassung des Gesamtstaats) auch eine eigene Verfassung.

2. Offene Listen

Bei der Landtagswahl kann der Wähler (anders als bei der Bundestagswahl) seine Zweitstimme nicht bloß einer Liste (Partei) geben. Es ist vielmehr vorgesehen, dass er innerhalb der Liste einen ganz bestimmten Kandidaten wählen kann (Art. 38 Abs. 2 LWG).

3. Richtlinien

Die Richtlinien enthalten die grundsätzlichen und richtungsweisenden Entscheidungen des Ministerpräsidenten über die Führung der Regierungsgeschäfte (Art. 47 Abs. 2 BV).Die Richtlinien binden die Mitglieder der Staatsregierung (vgl. Art. 43 Abs. 2, 51 Abs. 1 BV, § 1 Abs. 1 StRegGeschO).

4. Quorum

Ein „Quorum“ bedeutet bei einer Abstimmung eine bestimmte Mindestbeteiligung der Stimmberechtigten (Beteiligungsquorum) oder eine Mindestzahl von Zustimmenden (Abstimmungsquorum), wie hier z.B. in Art. 79 Abs. 1 Nr. 2 BV.

5. ... hält besser

Das Vorhandensein von Grundrechten auch in der Bayerischen Verfassung bedeutet einen zusätzlichen Schutz für den Einzelnen. So können wegen deren Verletzung auch die verfassungsgerichtlichen Rechtsbehelfe zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof in Anspruch genommen werden.

6. Prüfungsgegenstand der Verfassungsbeschwerden

Prüfungsgegenstand der Verfassungsbeschwerde nach dem Grundgesetz (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a) sind alle Akte der (deutschen) öffentlichen Gewalt (Legislative, Exekutive, Judikative). Die Verfassungsbeschwerde nach der Bayerischen Verfassung ist hingegen nur gegen (bayerische) behördliche Maßnahmen und Gerichtsentscheidungen zulässig (Art. 120 BV, 51 VfGHG).

7. Popularklage

Prüfungsmaßstab einer Popularklage (Art. 98 Satz 4 BV) sind insbesondere die Grundrechte der Bayerischen Verfassung (Art. 100 ff.). Diese stehen aber im Range unter den Rechtsnormen des Bundes (Art. 31 GG). Solche können daher wegen ihrer Höherrangigkeit nicht gegen Grundrechte der Bayerischen Verfassung verstoßen (allenfalls umgekehrt!).
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